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Nr. 49 Donnerstag, 3. Dezember 2020

Nr. 1 Sitzung  
des Bauausschusses

Am Dienstag, 8. Dezember 
2020, 16.00 Uhr findet in der Stadt-
halle Monheim die Sitzung des Bau- 
und Grundstücksausschusses statt.

TAGESORDNUNG
1. Ortseinsicht zur Anfrage auf 

Umwandlung von Grünflä-
chen in Parkplätze vor der 
Mehrfamilienhausparzelle 
„Habichtstraße 32 – 38“ 

2. Bauvoranfrage auf Neubau 
eines Einfamilienhauses mit 
Garage auf Fl.-Nr. 20, Gemar-
kung Wittesheim (Am Anger 3) 

3. Bauvoranfrage auf Erneuerung 
der Dacheindeckung der ehe-
maligen Garage auf Fl.-Nr. 57, 
Gemarkung Weilheim (Kreuz-
gasse 6) 

4. Abbruch landwirtschaftliches 
Gebäude und Neubau eines 
Pferdestalles auf Fl.-Nr. 24, 
Gemarkung Weilheim (Am 
Lindenring 5) 

5. Neubau eines Wohnhauses mit 
Garage auf Fl.-Nr. 3099 und 
3098/1, Gemarkung Monheim 
(Am Krautgarten 31) 

6. Bauantrag auf Errichtung 
eines Wohnhauses mit Dop-
pelgarage und Zwischenbau 
auf Fl.-Nr. 430/9, Gemarkung 
Weilheim (Kreuzgasse 16a) 

7. Geplante Einfriedung vor dem 
Mehrfamilienhaus „Donau-
wörther Straße 1“ 

8. Beteiligung der Stadt Mon-
heim gem. Mobilfunkpakt 
durch die Vodafone GmbH 
bei der Suche nach einem 
Grundstück bzw. Gebäude im 
Suchkreis Monheim Nord 

9. Vorstellung der Planung für 
die Baugebiete „Beim Biber-
feld“ im Stadtteil Itzing und 
„Nachtweide“ im Stadtteil 
Flotzheim 

10. Anträge aus der Stadtteilver-
sammlung Liederberg

anschließend nichtöffentliche 
Sitzung

Nr. 2 Meldung der Zählerstände 
der Wasseruhren für das 
Abrechnungsjahr 2020

Gegen ca. Ende November sollten 
Sie die Aufforderungen zur Selbsta-
blesung von uns erhalten haben. 
Wir bitten Sie daher in der Zeit vom 
1.12.2020 bis 7.12.2020 alle Ihre 
Wasseruhren selbständig abzule-
sen und den jeweiligen Zählerstand 
(in m³) per „Wasserzählerkarte-On-
line“ oder ggf. Eintrag in die da-
für vorgesehenen Kästchen (auf der 
rechten Seite) zu melden. Überprü-
fen bzw. vergleichen Sie dabei bitte 
die auf den Wasserzählerschreiben 
aufgedruckte Zählernummer.

Nach erfolgter Ablesung bit-
ten wir Sie Ihre Wasserzählerstän-
de möglichst umgehend, spätestens 
aber bis zum 8. Dezember 2020 an 
die Stadt Monheim bzw. die jewei-
lige Gemeinde oder die Verwaltungs-
gemeinschaft Monheim, Marktplatz 
23, Monheim zu übermitteln.

Großviehabrechnung bei 
Landwirten und Tierhaltern 
(ohne Zweitwasserzähler)

Änderungen bzgl. der bei uns ge-
speicherten Großvieheinheiten bitten 
wir entsprechend ebenfalls bis späte-
stens 8. Dezember 2020 (ggf. mit 
der Meldung der Zählerstände der 
Wasseruhren) an die jeweilige Ge-
meinde oder die Verwaltungsgemein-
schaft Monheim zurückzugeben.

Weitere Informationen kön-
nen den o.a. Schreiben sowie un-
seren Informationen im Internet un-
ter www.vg-monheim.de/wasser 
zaehlerstand/ entnommen. Bei 
Rückfragen oder Unklarheiten ste-
hen wir Ihnen unter den Tele-
fon-Nrn.  0 90 91/ 90 91 –26, –27, 
–29 oder –48 gerne zur Verfügung. 
Für Ihre Kooperation und Unter-

stützung möchten wir uns vorab be-
danken.

Ihr Steueramt der 
Verwaltungsgemeinschaft Monheim

(Internetseite: 
steueramt.vg-monheim.de)

Nr. 3 Erdabfuhrplatz  
in Monheim

Der Erdabfuhrplatz ist nach vor-
heriger Vereinbarung mit der Stadt 
Monheim, Tel.: 0 90 91 /     e       90 91 – 0 
von Montag bis Freitag geöffnet. 
Anmeldungen am Vortag!

Kleinmengen werden nur noch 
entgegen genommen, wenn zeit-
gleich eine größere Anlieferung statt-
findet. Die Geb ühren hierfür sind 
sofort zu bezahlen.

Nr. 4 Recyclinghof und 
Grünabfallsammelplatz 
Monheim

Der Recyclinghof mit Grünabfall-
sammelplatz an der Nürnberger Stra-
ße ist bis Februar am Samstag von 
14.00 bis 17.00 Uhr und am Samstag 
von 9.00 bis 13.00 Uhr geöffnet. Nä-
here Informationen erhalten Sie auch 
unter www.awv-nordschwaben.de

Pfefferer 
Erster Bürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim (Stadt Monheim sowie die 
Gemeinden Buchdorf, Daiting, 

Rögling und Tagmersheim)

A) GEMEINDEN RÖGLING 
UND TAGMERSHEIM

Nr. 1
Verbandssatzung des Zweckver-

bandes zur Wasserversorgung 
der Gruppe rechts der Altmühl

Der Zweckverband zur Wasser-
versorgung der Gruppe rechts 
der Altmühl erlässt aufgrund Art. 
18 des Gesetzes über die Kommu-
nale Zusammenarbeit (KommZG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20.6.1994, zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 26.3.2019 
folgende Verbandssatzung:
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I. 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Rechtsstellung
(1) Der Zweckverband führt den 

Namen „Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Grup-
pe rechts der Altmühl“. Die 

Kurzbezeichnung lautet ZV r. d. 
A. Er ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts.

(2) Der Zweckverband hat seinen 
Sitz in Langenaltheim.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder des Zweck-
verbandes sind die Gemeinde 
Langenaltheim, die Stadt Pap-
penheim, (Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen) sowie 
die Gemeinden Rögling und 
Tagmersheim (Landkreis Do-
nau-Ries).

(2) Dem Zweckverband können 
weitere Mitglieder beitreten. Der 
Beitritt bedarf der Änderung der 
Verbandssatzung.

(3) Jedes Verbandsmitglied kann 
zum Schluss eines Haushalts-
jahres aus dem Zweckverband 
austreten, wenn die Verbandsver-
sammlung mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsge-
mäßen Stimmenzahl zustimmt. 
Der Austritt muss mindestens 
ein Jahr vorher schriftlich erklärt 
werden; er bedarf einer Ände-
rung der Verbandssatzung. Das 
Recht, aus wichtigem Grun-
de zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 
KommZG), bleibt unberührt.

§ 3
Räumlicher Wirkungsbereich
Der räumliche Wirkungsbereich 

des Zweckverbandes umfasst das Ge-
biet der Gemeinde Langenaltheim, 
den OT Übermatzhofen der Stadt 
Pappenheim sowie den Gemein-
den Rögling und Tagmersheim (aus-
genommen OT Blossenau und die 
Siedlerhöfe Flur-Nr. 786 und 410)

§ 4
Aufgaben des Zweckverbands 
und der Verbandsmitglieder

(1) Der Zweckverband hat die Auf-
gabe, eine gemeinsame Wasser-
versorgungsanlage einschließlich 
der Ortsnetze zu errichten, zu 
verbessern, zu erneuern, zu be-
treiben, zu unterhalten, die An-
lage im Bedarfsfall zu erweitern 
und bereits vorhandene Orts-
netze zu übernehmen; er versorgt 
die Endverbraucher mit Trink-
wasser, das den einschlägigen 
rechtlichen Vorgaben entspre-
chen muss. Dies umfasst auch 
die Bereitstellung von Löschwas-
ser für den Grundschutz, soweit 
dies technisch möglich und hygi-
enisch vertretbar ist.

(2) Das Recht und die Pflicht der 
Verbandsmitglieder, die dem 
Zweckverband übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen, und die 
notwendigen Befugnisse gehen 
auf den Zweckverband über.

(3) Der Zweckverband hat das 
Recht, an Stelle der Verbands-
mitglieder Satzungen und Ver-
ordnungen für das übertragene 
Aufgabengebiet zu erlassen.

(4) Nach Maßgabe seiner vorhan-
denen Kapazitäten kann der 
Zweckverband auch Dritte (Ge-
meinden, Zweckverbände) für 
Bereiche, die nicht zum Versor-
gungsgebiet des Zweckverbands 
(§ 3) gehören, mit Trinkwasser 
versorgen, soweit dadurch die 
vorrangigen Interessen der Ver-
bandsmitglieder nicht beeinträch-
tigt werden. Hierzu sind Wasser-
lieferungsverträge abzuschließen. 
Der Zweckverband kann für sei-
ne Mitglieder oder Dritte (Ge-
meinden, Zweckverbände) den 
kaufmännischen und/oder tech-
nischen Betrieb ihrer Anlagen 
sowie weitere Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Wasserver-
sorgung wahrnehmen. Hierzu 
sind entsprechende Vereinba-
rungen abzuschließen.

(5) Der Zweckverband erfüllt sei-
ne Aufgabe ohne Gewinnerzie-
lungsabsicht.

(6) Die Verbandsmitglieder sichern 
und überwachen in ihrem Ge-
biet die Versorgungsanlagen des 
Zweckverbandes nach dessen 
Richtlinien. Sie regeln in eigener 
Zuständigkeit und auf ihre Ko-
sten das Freihalten und Einfet-
ten der Hydranten.

(7) Die Verbandsmitglieder gestat-
ten dem Zweckverband die ko-
stenlose Benutzung ihrer öffent-
lichen Verkehrsräume und der 
sonstigen ihrem Verfügungsrecht 
unterliegenden Grundstücke, 
soweit dies für die übertragene 
Aufgabe erforderlich ist. Die Re-
gelungen zu den Pflichten des 

Zweckverbands bei Herstellung 
und Unterhaltung seiner Anla-
gen sowie zu den Folgepflichten 
und Folgekosten bei Baumaß-
nahmen der Verbandsmitglieder 
an oder in Straßen bzw. den son-
stigen Grundstücken, die eine 
Änderung oder Sicherung der 
bestehenden Versorgungsanla-
gen des Zweckverbands erfor-
derlich machen, erfolgen in einer 
gesonderten Vereinbarung.

(8) Die Verbandsmitglieder gestat-
ten dem Zweckverband für die 
Durchführung seiner satzungs-
gemäßen Aufgaben die Benut-
zung ihrer Akten, Pläne sowie 
sonstiger Unterlagen und Daten.

II. 
Verfassung und Verwaltung 

§ 5 
Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbands sind:
1. Die Verbandsversammlung
2. Der Verbandsvorsitzende.

§ 6
Zusammensetzung  

der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung be-

steht aus dem Verbandsvorsit-
zenden und den übrigen Ver-
bandsräten.

(2) Die Zahl der Vertreter, die ein 
Verbandsmitglied in die Ver-
bandsversammlung entsendet, 
richtet sich nach der in seinem 
Gebiet verbrauchten jährlichen 
Wassermenge. Je 30.000 m³ Was-
serverbrauch pro Jahr ergeben 
das Recht, einen weiteren Ver-
treter in die Verbandsversamm-
lung zu entsenden. Ein Rest von 
mehr als die Hälfte ergibt das 
Recht, einen weiteren Vertreter 
zu entsenden.  Jedes Verbands-
mitglied entsendet mindestens 
einen Verbandsrat. Die Berech-
nung wird alle 6 Jahre nach dem 
Durchschnitt der vorausgegan-
genen 6 Jahre neu vorgenom-
men.

(3) Jeder Verbandsrat hat einen 
Stellvertreter für den Fall sei-
ner Verhinderung. Verbandsräte 
können nicht Stellvertreter sein. 
Die Verbandsräte und ihre Stell-
vertreter sind von den Verbands-
mitgliedern dem Verbandsvor-
sitzenden, ist ein solcher noch 
nicht gewählt, der Aufsichtsbe-
hörde schriftlich zu benennen. 
Beamte und leitende oder haupt-
berufliche Arbeitnehmer des 
Zweckverbands können nicht 
Verbandsrat sein.

(4) Für Verbandsräte, die kraft ihres 
Amtes der Verbandsversamm-
lung angehören, endet das Amt 
als Verbandsrat mit dem Ende 
ihres kommunalen Wahlamtes; 
Entsprechendes gilt für ihre 
Stellvertreter. Die weiteren Ver-
bandsräte und ihre Stellvertre-
ter werden durch Beschluss der 
Vertretungsorgane der Verbands-
mitglieder bestellt, und zwar für 
die Dauer der Wahlzeit der Ver-
tretungsorgane, wenn Mitglieder 
dieser Organe bestellt werden, 
andernfalls für sechs Jahre. Die 
Bestellung nach Satz 2 kann 
durch Beschluss der Vertretungs-
organe aus wichtigem Grund wi-
derrufen werden; sie ist zu wi-
derrufen, wenn ein Verbandsrat, 
der dem Vertretungsorgan eines 
Verbandsmitglieds angehört, 
vorzeitig aus dem Wahlamt oder 
der Vertretungskörperschaft aus-
scheidet. Die Verbandsräte und 
ihre Stellvertreter üben ihr Amt 
bis zum Amtsantritt der neuen 
Verbandsräte weiter aus.

§ 7
Einberufung  

der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung tritt 

auf schriftliche oder elektro-
nische Einladung des Verbands-
vorsitzenden zusammen. Die 
Einladung muss Tagungszeit 
und -ort und die Beratungsge-
genstände angeben und den Ver-
bandsräten spätestens eine Wo-
che vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Ver-
bandsvorsitzende die Frist bis 
auf vierundzwanzig Stunden ab-
kürzen.

(2) Die Verbandsversammlung ist 
jährlich mindestens einmal ein-
zuberufen. Sie muss außerdem 
einberufen werden, wenn es ein 
Drittel der Verbandsräte oder die 
zuständige Aufsichtsbehörde be-
antragen; im Antrag sind die Be-

ratungsgegenstände anzugeben.
(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der 

Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 8
Sitzungen  

der Verbandsversammlung
(1) Der Verbandsvorsitzende berei-

tet die Beratungsgegenstände für 
die Verbandsversammlung vor. 
Der Verbandsvorsitzende leitet 
die Sitzung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung.

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbe-
hörde haben das Recht, an den 
Sitzungen beratend teilzuneh-
men. Auf Antrag ist ihnen das 
Wort zu erteilen. Die Verbands-
versammlung kann auch andere 
Personen hören.

§ 9
Beschlüsse und Wahlen  

in der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung ist 

beschlussfähig, wenn sämt-
liche Verbandsräte ordnungsge-
mäß geladen sind und die an-
wesenden stimmberechtigten 
Verbandsräte die Mehrheit der 
von der Verbandssatzung vorge-
sehenen Stimmenzahl erreichen. 
Über andere als in der Einla-
dung angegebene Beratungsge-
genstände darf nur dann Be-
schluss gefasst werden, wenn 
alle Verbandsräte erschienen und 
mit einer Beschlussfassung ein-
verstanden sind.

(2) Wird die Verbandsversammlung 
wegen Beschlussunfähigkeit, die 
nicht auf der persönlichen Be-
teiligung der Mehrheit der Ver-
bandsräte beruht, innerhalb von 
vier Wochen zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über denselben 
Gegenstand einberufen, so ist sie 
ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig; auf 
diese Folge ist in der zweiten La-
dung ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Soweit das Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit oder 
diese Verbandssatzung nicht et-
was anderes vorschreiben, wer-
den die Beschlüsse der Verbands-
versammlung mit einfacher 
Mehrheit der Abstimmenden ge-
fasst; es wird offen abgestimmt. 
Jeder Verbandsrat hat eine Stim-
me.

(4) Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. Kein Ver-
bandsrat darf sich der Stimme 
enthalten; enthält sich ein Ver-
bandsrat trotzdem der Stimme, 
so gehört er nicht zu den Ab-
stimmenden.

(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 
1 bis 3 entsprechend; die Vor-
schriften über die persönliche 
Beteiligung finden keine Anwen-
dung. Es wird geheim gewählt. 
Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhält. Wird die Mehr-
heit im ersten Wahlgang nicht er-
reicht, so findet Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern mit den 
höchsten Stimmenzahlen statt. 
Bei Stimmengleichheit in der 
Stichwahl entscheidet das Los. 
Haben im ersten Wahlgang drei 
oder mehr Bewerber die glei-
che Anzahl von Stimmen erhal-
ten, so entscheidet das Los, wel-
che Bewerber in die Stichwahl 
kommen. Hat ein Bewerber die 
höchste, zwei oder mehr Bewer-
ber die gleiche nächst höhere 
Stimmenzahl erhalten, so ent-
scheidet das Los, wer von diesen 
in die Stichwahl mit dem Bewer-
ber mit der höchsten Stimmen-
zahl kommt.

(6) Die Beschlüsse und Wahlergeb-
nisse sind unter Angabe von Tag 
und Ort der Sitzung, der Namen 
der anwesenden Verbandsräte, 
der behandelten Gegenstän-
de und der Abstimmungsergeb-
nisse (Stimmverhältnis) in ein 
Beschlussbuch einzutragen und 
von dem Verbandsvorsitzenden 
und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen. Als Schriftführer kann 
eine Dienstkraft des Zweckver-
bands oder eines Verbandsmit-
glieds, soweit dieses zustimmt, 
zugezogen werden. Verbands-
räte, die einem Beschluss nicht 
zugestimmt haben, können bis 
zum Schluss der Sitzung verlan-
gen, dass das in der Niederschrift 
vermerkt wird. Abschriften der 
Niederschrift über öffentliche 
Sitzungen sind unverzüglich den 

Verbandsräten zu übermitteln. 
Abschriften der öffentlichen und 
nichtöffentlichen Sitzungen sind 
unverzüglich an die Verbands-
mitglieder und die Aufsichtsbe-
hörde i. d. R elektronisch weiter-
zuleiten. 

§ 10
Zuständigkeit  

der Verbandsversammlung
(1) Die Verbandsversammlung ist 

ausschließlich zuständig für
1. die Entscheidung über die 

Errichtung und die wesent-
liche Erweiterung der den 
Verbandsaufgaben dienenden 
Einrichtungen,

2. die Beschlussfassung über den 
Erlass, die Änderung oder die 
Aufhebung von Satzungen und 
Verordnungen,

3. die Beschlussfassung über die 
Haushaltssatzung, die Nach-
tragshaushaltssatzungen und 
die Aufnahme von zusätzlichen 
Krediten während der vorläu-
figen Haushaltsführung,

4. die Beschlussfassung über den 
Finanzplan,

5. die Feststellung der Jahres-
rechnung und die Entlastung,

6. die Wahl des Verbandsvorsit-
zenden und seiner Stellvertre-
ter und die Festsetzung von 
Entschädigungen,

7. die Bildung, Besetzung und 
Auflösung weiterer Ausschüs-
se,

8. den Erlass, die Änderung oder 
die Aufhebung der Geschäfts-
ordnung für die Verbandsver-
sammlung,

9. die Beschlussfassung über 
die Änderung der Verbands-
satzung, die Auflösung des 
Zweckverbands und die Be-
stellung von Abwicklern,

10. die Einstellung, Höhergrup-
pierung, Abordnung, Verset-
zung, Zuweisung an einen 
Dritten, Beschäftigung mittels 
Personalbestellung und Ent-
lassung der Arbeitnehmer des 
Zweckverbands.

(2) Die Verbandsversammlung be-
schließt ferner über die anderen 
ihr im Gesetz über die kommu-
nale Zusammenarbeit zugewie-
senen Gegenstände, soweit nicht 
der Verbandsvorsitzende nach § 
13 zuständig ist. Sie ist insbeson-
dere zuständig für die Beschluss-
fassung über:

1. den Erwerb, die Belastung, 
den Tausch und die Veräuße-
rung von Grundstücken soweit 
der Wert 5.000 € übersteigt,

2. den Abschluss von Vereinba-
rungen nach § 4 Abs. 4 dieser 
Satzung,

3. den Abschluss von weiteren 
Rechtsgeschäften aller Art, 
die für den Zweckverband 
Verpflichtungen in Höhe von 
mehr als 25.000 € mit sich 
bringen,

4. die Aufnahme von Darlehen, 
die Übernahme von Bürg-
schaften und den Abschluss 
von Rechtsgeschäften ver-
wandter Art,

5. den Gesamtplan der im Rech-
nungsjahr oder in mehreren 
Rechnungsjahren durchzufüh-
renden Unterhaltsarbeiten.  
Die Verbandsversammlung 
kann diese Zuständigkeiten all-
gemein oder für den Einzelfall 
auf den Verbandsvorsitzenden 
übertragen.

§ 11
Rechtsstellung der Verbandsräte

Die Verbandsräte sind ehrenamt-
lich tätig. Entschädigungen der Ver-
bandsräte sind in einer entspre-
chenden Satzung zu regeln.

§ 12
Wahl des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende und 
sein Stellvertreter werden von 
der Verbandsversammlung aus 
ihrer Mitte gewählt. Der Ver-
bandsvorsitzende soll der gesetz-
liche Vertreter eines Verbands-
mitgliedes sein.

(2) Der Verbandsvorsitzende und 
sein Stellvertreter werden auf 
die Dauer von sechs Jahren, sind 
sie Inhaber eines kommunalen 
Wahlamtes eines Verbandsmit-
gliedes, auf die Dauer dieses 
Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt 
nach Ablauf der Zeit, für die 
sie gewählt sind, bis zum Amts-
antritt des neu gewählten Ver-
bandsvorsitzenden weiter aus.



§ 13 
Zuständigkeit  

des Verbandsvorsitzenden
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt 

den Zweckverband nach außen. 
Er führt den Vorsitz in der Ver-
bandsversammlung.

(2) Der Verbandsvorsitzende voll-
zieht die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung und erledigt 
in eigener Zuständigkeit alle An-
gelegenheiten, die nach der Ge-
meindeordnung kraft Gesetzes 
dem ersten Bürgermeister zu-
kommen. Er erfüllt die ihm im 
Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit zugewiesenen 
weiteren Aufgaben.

(3) Durch besonderen Beschluss der 
Verbandsversammlung können 
dem Verbandsvorsitzenden un-
beschadet des § 10 Abs. 1 wei-
tere Angelegenheiten zur selb-
ständigen Erledigung übertragen 
werden.

(4) Der Verbandsvorsitzende kann 
einzelne seiner Befugnisse sei-
nem Stellvertreter und in An-
gelegenheiten der laufenden 
Verwaltung Dienstkräften des 
Zweckverbands oder mit Zu-
stimmung des Verbandsmitglieds 
dessen vertretungsberechtigtem 
Organ oder dessen Dienstkräf-
ten übertragen.

(5) Erklärungen, durch die der 
Zweckverband verpflichtet wer-
den soll, bedürfen der Schrift-
form. Das gilt nicht bei Geschäf-
ten, die für den Zweckverband 
einmalige Verpflichtungen von 
nicht mehr als 1.000 € mit sich 
bringen.

(6) Der Verbandsvorsitzende ist ins-
besondere zuständig:

a) die Aushilfskräfte einzustellen 
und deren Entschädigung fest-
zusetzen;

b) den Erwerb, die Belastung und 
die Veräußerung von Grund-
stücken soweit das Geschäft 
den Wert von 5.000 € nicht 
übersteigt.

c) Rechtsgeschäfte bis zu einer 
Höhe von 25.000 € abzuschlie-
ßen und Lieferungen und 
Leistungen bis zur Höhe die-
ses Betrages mit nachträglicher 
Information der Verbandsver-
sammlung zu vergeben.

d) den Entwurf der Haushaltssat-
zung zu erstellen;

e) Maßnahmen gegen Verbands-
mitglieder zur zwangswei-

sen Durchsetzung ihrer fi-
nanziellen Verpflichtungen 
gegenüber dem Zweckverband 
einzuleiten;

f) die notwendigen Unterhal-
tungsarbeiten – soweit geboten 
im Benehmen mit der Fachbe-
hörde – zu ermitteln

g) die Dienstkräfte des Verbandes 
laufend zu überwachen.

§ 14 
Rechtsstellung  

des Verbandsvorsitzenden
Der Verbandsvorsitzende und sein 

Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. 
Unbeschadet des § 11 erhält der Ver-
bandsvorsitzende für seine Tätigkeit 
nach § 13 eine Aufwandsentschädi-
gung. Dies gilt ebenso für den Stell-
vertreter nach dem Maß seiner beson-
deren Inanspruchnahme. Die Höhe 
dieser Entschädigungen ist in einer 
entsprechenden Satzung zu regeln.

§ 15 
Dienstkräfte  

des Zweckverbandes
(1) Die Verbandsversammlung kann 

einen Geschäftsleiter bestellen. 
Sie kann ihm mit Zustimmung 
des Verbandsvorsitzenden durch 
Beschluss Zuständigkeiten des 
Verbandsvorsitzenden nach § 13 
Abs. 2 Satz 1 und unbeschadet 
des § 10 Abs. 1 weitere Angele-
genheiten zur selbständigen Er-
ledigung übertragen.

(2) Der Geschäftsleiter nimmt an 
den Sitzungen der Verbandsver-
sammlung und ihrer Ausschüsse 
beratend teil.

III. 
Wirtschafts-  

und Haushaltsführung 
§ 16 

Haushaltssatzung
(1) Für die Wirtschafts- und Haus-

haltsführung des Zweckverbands 
gelten die Vorschriften für Ge-
meinden entsprechend, soweit 
sich nicht aus dem Gesetz über 
die kommunale Zusammenar-
beit etwas anderes ergibt. Die 
Haushaltswirtschaft wird nach 
den Grundsätzen der Kamera-
listik geführt.

(2) Der Entwurf der Haushaltssat-
zung ist den Verbandsmitglie-
dern rechtzeitig, spätestens einen 
Monat vor der Beschlussfassung 
in der Verbandsversammlung, zu 
übermitteln.

(3) Die Haushaltssatzung ist späte-
stens einen Monat vor Beginn 

des Haushaltsjahres zu beschlie-
ßen und mit ihren Anlagen der 
Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
Haushaltsjahr ist das Kalender-
jahr.

(4) Die Haushaltssatzung wird, 
wenn rechtsaufsichtliche Ge-
nehmigungen erforderlich sind, 
nach Erteilung der Genehmi-
gungen, sonst einen Monat nach 
der Vorlage an die Aufsichtsbe-
hörde nach § 22 Abs. 1 bekannt 
gemacht.

§ 17 
Deckung des Finanzbedarfs

(1) Der Zweckverband erhebt Ab-
gaben nach den Vorschriften des 
Kommunalabgabenrechts.

(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, 
Gebühren, Beiträge und sonstige 
Einnahmen nicht gedeckte Fi-
nanzbedarf für die Errichtung, 
Verbesserung, Erneuerung und 
Erweiterung der Wasserversor-
gungsanlage sowie der laufen-
de Finanzbedarf werden auf die 
Verbandsmitglieder umgelegt. 
Umlegungsschlüssel ist das Ver-
hältnis der auf die einzelnen Ver-
bandsmitglieder entfallenden 
Wasserverbrauchsmengen im je-
weiligen letzten Geschäftsjahr.

§ 18 
Festsetzung  

und Zahlung der Umlagen
(1) Die Umlage wird in der Haus-

haltssatzung für jedes Haushalts-
jahr neu festgesetzt. Sie kann nur 
während des Haushaltsjahres 
durch eine Nachtragshaushalts-
satzung geändert werden.

(2) Bei der Festsetzung der Umlage 
ist anzugeben:

1. die Höhe des durch Zuschüs-
se, Kredite, Gebühren, Beiträ-
ge und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckten Finanzbedarfs 
für die Errichtung, Verbesse-
rung, Erweiterung und Erneu-
erung der Wasserversorgungs-
anlage sowie für den laufenden 
Finanzbedarf (Umlagesoll),

2. Bemessungsgrundlage ist das 
Verhältnis der auf die einzel-
nen Verbandsmitglieder ent-
fallenden Wasserverbrauchs-
mengen im jeweiligen letzten 
Geschäftsjahr,

3. Umlagesatz ist der auf jeden 
cbm Wasserverbrauch entfal-
lende Anteilsbetrag,

4. die Höhe der Umlage für jedes 
Verbandsmitglied.

(3) Der Umlagebetrag ist den einzel-

nen Verbandsmitgliedern durch 
schriftlichen Bescheid mitzutei-
len (Umlagebescheid).

(4) Die Umlagen werden mit einem 
Zwölftel ihres Jahresbetrags am 
25. eines jeden Monats fällig. 
Werden sie nicht rechtzeitig ent-
richtet, so können von den säu-
migen Verbandsmitgliedern Zin-
sen in Höhe von 0,5 Prozent für 
jeden vollen Monat gefordert 
werden.

(5) Ist die Umlage bei Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht fest-
gesetzt, so kann der Zweckver-
band bis zur Festsetzung vor-
läufige monatliche Teilbeträge 
in Höhe der im abgelaufenen 
Haushaltsjahr zuletzt erhobenen 
monatlichen Teilbeträge erhe-
ben. Nach Festsetzung der Um-
lage für das laufende Haushalts-
jahr ist über diese vorläufigen 
Zahlungen zum nächsten Fällig-
keitszeitpunkt abzurechnen.

§ 19
Kassenverwaltung

Der Kassenverwalter und sein 
Stellvertreter werden von der Ver-
bandsversammlung bestellt. Sie 
dürfen Zahlungen weder selbst an-
ordnen noch bei ihrer Anordnung 
mitwirken.

§ 20
Jahresrechnung, Prüfung

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die 
Jahresrechnung der Verbands-
versammlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss 
des Rechnungsjahres vor.

(2) Die Jahresrechnung soll von 
einem Rechnungsprüfungsaus-
schuss binnen 3 Monaten ört-
lich geprüft werden. Der Rech-
nungsprüfungsausschuss ist aus 
der Mitte der Verbandsversamm-
lung zu bilden. Er besteht aus 3 
Verbandsräten. 

(3) Nach Abschluss der örtlichen 
Prüfung ist die Jahresrechnung 
der Verbandsversammlung vor-
zulegen. Die Verbandsversamm-
lung stellt die Jahresrechnung 
fest und beschließt über die Ent-
lastung.

(4) Nach der Feststellung der Jah-
resrechnung findet die überört-
liche Rechnungsprüfung statt. 
Überörtliches Prüfungsorgan ist 
die staatliche Rechnungsprü-
fungsstelle des Landratsamts 
Weißenburg-Gunzenhausen.

IV. 

Schlussbestimmungen 
§ 21 

Öffentliche Bekanntmachungen
(1) Die Satzungen und Ver-

ordnungen des Zweckver-
bands werden im Amtsblatt 
des Landratsamtes Weißen-
burg-Gunzenhausen bekannt ge-
macht. Die Verbandsmitglieder 
weisen in der für die Bekanntma-
chung ihrer Satzungen vorgese-
henen Form auf diese Bekannt-
machung hin. Die Satzungen 
und Verordnungen können in 
der Geschäftsstelle des Zweck-
verbands eingesehen werden.

(2) Sonstige öffentliche Bekannt-
machungen des Zweckverbands 
sind in ortsüblicher Weise vorzu-
nehmen.

§ 22 
Besondere Zuständigkeiten  

der Aufsichtsbehörde
(1) Aufsichtsbehörde ist die Rechts-

aufsicht des Landratsamts Wei-
ßenburg-Gunzenhausen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die 
Verbandsversammlung auch ein-
berufen, wenn der Vorsitzende 
und sein(e) Stellvertreter ver-
hindert sind und die Tagung der 
Verbandsversammlung unauf-
schiebbar ist.

(3) Bei Streitigkeiten zwischen dem 
Zweckverband und den Ver-
bandsmitgliedern, wenn sie sich 
gleich geordnet gegenüberste-
hen, und bei Streitigkeiten der 
Mitglieder des Zweckverbands 
untereinander aus dem Ver-
bandsverhältnis ist die Aufsichts-
behörde zur Schlichtung anzu-
rufen. 

§ 23 
Auflösung, Auseinandersetzung

(1) Die Auflösung des Zweckver-
bands bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungs-
mäßigen Stimmenzahl in der 
Verbandsversammlung und der 
Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Die Auflösung ist wie die-
se Verbandssatzung bekannt zu 
machen.

(2) Findet eine Abwicklung statt, so 
haben die beteiligten Gemein-
den das Recht, die auf ihrem 
Gebiet gelegenen Anlagen der 
örtlichen Versorgung zum Rest-
buchwert und die der überört-
lichen Versorgung zum geschätz-
ten Zeitwert zu übernehmen. 
Bei Anlagen der überörtlichen 

Versorgung ist den übrigen be-
teiligten Gemeinden auf Verlan-
gen ein Mitbenutzungsrecht auf 
der Grundlage einer gesondert 
abzuschließenden Zweckverein-
barung einzuräumen. Im Üb-
rigen ist das Vermögen nach Be-
friedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter An-
rechnung der übernommenen 
Gegenstände nach dem in § 18 
festgelegten Verhältnis zu vertei-
len. Übersteigen bei Auflösung 
des Zweckverbandes die Ver-
bindlichkeiten das vorhandene 
Vermögen, so ist der Fehlbetrag 
nach demselben Verhältnis auf 
die Verbandsmitglieder umzule-
gen.

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied 
aus dem Zweckverband aus, ohne 
dass dadurch der Zweckverband 
aufgelöst wird, so wird es mit 
dem Betrag abgefunden, den es 
bei der Auflösung erhalten wür-
de, wenn der Zweckverband zum 
Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aufgelöst werden würde. Es hat 
das Recht, die auf seinem Gebiet 
gelegenen Anlagen der örtlichen 
Versorgung unter Anrechnung 
auf seinen Abfindungsanspruch 
zum Restbuchwert zu überneh-
men. Bezüglich der beim Zweck-
verband verbleibenden Anlagen 
der überörtlichen Versorgung ist 
ihm auf Verlangen ein Mitbenut-
zungsrecht auf der Grundlage ei-
ner gesondert abzuschließenden 
Zweckvereinbarung einzuräu-
men. Der Abfindungsanspruch 
wird 2 Jahre nach dem Ausschei-
den, spätestens im Fall der Auf-
lösung des Zweckverbands fällig. 
Die Beteiligten können für die 
Berechnung und Fälligkeit des 
Abfindungsanspruchs eine ab-
weichende Regelung vereinba-
ren.

§ 24 
Inkrafttreten

(1) Diese Verbandssatzung tritt am 
1. Januar 2021 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verbands-
satzung vom 27.6.1996 außer 
Kraft.
Langenaltheim, den 17.11.2020

Alfred Maderer  
1. Vorsitzender

Riedelsheimer 
Erste Bürgermeisterin

Auernhammer 
Erster Bürgermeister


